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Vereinbarung über die Neubildung der Gemeinde Karlsdorf-Neuthard 
hier: Reichweite von § 6 Verwaltungseinrichtungen 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Weigt, 

Sie haben um Prüfung der Frage gebeten, inwiefern die in § 6 der Vereinbarung getrof fenen 

Regelungen zu den Verwaltungseinrichtungen, insbesondere zur wechselseit igen Abhaltung 

von Amtstagen und Gemeinderatssitzungen (heute noch) bindend sind. 

Die damit zusammenhängenden Rechtsfragen habe ich geprüft. Dabei habe ich insbesondere 

den aktuel len Beschluss des VGH Mannheim vom 23.03.2016 - 1 S 1218/15 - berücksichtigt, 

der sich mit der Stellung einer untergegangenen Gemeinde zur Durchsetzung vertraglich ge­

troffener Vereinbarungen befasst. 

1) Soweit es um Rechte der durch die Fusion untergegangenen Gemeinden Karlsdorf und 

Neuthard geht, werden diese als fortbestehend und im Rahmen eines verwaltungsgericht­

l ichen Verfahrens als beteiligungsfähig, angesehen. Das bedeutet, dass die (nicht mehr 

bestehenden) Gemeinden Karlsdorf und Neuthard weiterhin Ansprüche durchsetzen könn­

ten, soweit sich diese aus der Vereinbarung ergeben. 

Insoweit ist die Rechtslage seit langem geklärt. 
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2) Das eigentl iche Problem besteht in der Vertretung der lediglich fiktiv als for tbestehend 

angesehenen Gemeinde. 

Nach der damals geltenden Fassung des § 9 GemO (1955) war zur Fusionsvereinbarung 

unter anderem folgendes geregelt: 

„Verliert eine Gemeinde ihre Selbstständigkeit, muss die Vereinbarung auch Bestimmun­

gen über eine zu befristende Vertretung der aufgelösten Gemeinde bei Streitigkeiten über 

die Vereinbarung enthalten." 

Eine solche Vertretungsregelung enthält die Vereinbarung der Gemeinden Karlsdorf und 

Neuthard vom 14.06.1974 nicht. Sie wurde dessen ungeachtet durch das Regierungsprä­

sidium Karlsruhe genehmigt. 

In dem vom VGH Mannheim zu entscheidenden Fall war geregelt, dass die untergegan­

gene Gemeinde bei Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung und bei Änderungs­

wünschen hinsichtlich der Eingl iederungsvereinbarung durch den Ortschaftsrat vertreten 

wird. Diese Vertretung sollte nach Ablauf von zehn Jahren enden. 

In der Ausgangsentscheidung hatte das Verwaltungsgericht Stuttgart mit Urteil vom 

29.04.2015 die Auffassung vertreten, dass auch bei danach auftretenden Streit igkeiten die 

Vertretungskompetenz des Ortschaftsrates fortbesteht. Dieser konnte also für die e inge­

gliederte Gemeinde den Rechtsstreit führen. 

In Fällen, in denen keine Ortschaftsverfassung eingeführt wurde, enthielten die Vere inba­

rungen in der Regel die Best immung, dass die fusionierte Gemeinde durch einen aus be­

st immten Personen zusammengesetzten Eingl iederungsausschuss vertreten wird. Ob 

auch in diesem Fall in der Vereinbarung getroffene Befristung der Vertretungsmacht durch 

die Rechtsprechung verlängert würde, ist zweifelhaft. Ausgeschlossen ist jedenfal ls, die 

Mitglieder eines solches Ausschusses durch andere Personen zu ersetzen. 



Da ihm Rahmen der Vereinbarung weder die Ortschaftsverfassung eingeführt wurde noch 

Eingl iederungsausschüsse zur Vertretung im Zusammenhang mit Streitigkeiten aus der 

Vereinbarung gebildet wurden, bestand zu keinem Zeitpunkt eine wirksame Vertretung der 

beiden untergegangenen Gemeinden. 

Es gibt niemanden, der als Vertreter der untergegangenen Gemeinden Rechte aus der 

Vereinbarung wahrnehmen und durchsetzen könnte. 

In materiell-rechtl icher Hinsicht sind die Regelungen in der Vereinbarung schon deshalb 

nicht änderbar, weil die vertragsschl ießenden früher selbstständigen Gemeinden zwar als 

f ikt iv fortbestehend angesehen werden, soweit es um die Vereinbarung geht, ein Vertre­

tungsorgan allerdings nicht besteht, das Änderungsvereinbarungen treffen könnte. 

Es kommt deshalb in rechtlicher Hinsicht darauf an, 

a) welche Verpfl ichtungen sich aus § 6 der Vereinbarung ergeben und 

b) ob unbefristete Regelungen für immer zu beachten sind. 

In § 6 Abs. 1 ist zunächst best immt, dass die vorhandenen Verwaltungseinr ichtungen, da­

zu gehören auch die Rathäuser, zweckentsprechend zusammengefasst werden sol len. 

Dabei waren die Vertragsschl ießenden übereinst immend der Auf fassung, dass auf abseh­

bare Zeit die Errichtung eines Verwaltungszentrums nicht anzustreben ist, weil die Rat-

hausgebaude den Anforderungen genügen. 

Diese Regelung beinhaltet lediglich eine Absichtserklärung, ohne dass dadurch die Errich­

tung eines Verwaltungszentrums, auch innerhalb absehbarer Zeit, unzulässig gewesen 

wäre oder jetzt noch ist. 

Vor dem Hintergrund der Aufrechterhaltung der beiden Rathäuser ist auch die Regelung 

zu sehen, dass Amtstage und Gemeinderatssi tzungen wechselseit ig in den Ortsteilen ab­

gehal ten werden. 



Auch diese Regelung findet sich noch in § 6 Abs. 1 der Vereinbarung, also im Zusam­

menhang mit der Regelung über die zweckentsprechende Zusammenfassung von Verwal­

tungseinr ichtungen und den vorläufigen Verzicht auf die Errichtung eines Verwal tungs­

zentrums. 

Bei der gebotenen Vertragsauslegung ist diese Regelung so zu verstehen, dass auch die 

wechselseit ige Abhaltung von Amtstagen und Gemeinderatssitzungen in den Ortsteilen für 

die Dauer des Status quo hinsichtlich der Verwaltungseinrichtungen gelten soll, also die 

Gemeindeverwal tung in den beiden Rathäusern stattfindet, ohne dass die Gemeinde in­

soweit etwas ändert. 

5) Sollte sich die Gemeinde entschl ießen, außerhalb der beiden bestehenden Rathäuser 

e twa einen neuen Sitzungssaal für den Gemeinderat zu schaffen, wäre es im Einklang mit 

der Vereinbarung, dass die Sitzungen des Gemeinderates nur noch dort stattf inden. Dass 

dies nur gelten würde, wenn insgesamt ein neues Verwaltungszentrum errichtet wird, ist 

schon deshalb nicht anzunehmen, weil es sich bei der Regelung in diesem Zusammen­

hang nur um eine Absichtserklärung handelt. 

Nicht zulässig wäre es, Gemeinderatssi tzungen nur noch in einem der beiden bestehen­

den Rathäuser durchzuführen. Darin erschöpft sich allerdings auch der Regelungsgehal t 

des § 6 Abs. 1 der Vereinbarung. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Gemeinde nicht gehindert ist, außerhalb der be­

stehenden Rathäuser in Karlsdorf und Neuthard zentrale Verwaltungseinr ichtungen, etwa e i ­

nen neuen Sitzungsraum zur Abhaltung von Gemeinderatssi tzungen, zu schaffen und zu nut­

zen. Dazu enthalten die Vereinbarungen keine Einschränkungen. Solange allerdings nur die 

beiden Rathäuser vorgehalten werden, sind die Amtstage und Gemeinderatssi tzungen wech­

selseitig in den Ortsteilen abzuhalten. 

Die von mir angeführte Entscheidung des V G H Mannheim vom 23.03.2016 und § 9 der 

GemO 1995 sind in der Anlage beigefügt. 

Mit f reundl ichen Grüßen 

Pabst 
Rechtsanwalt 
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§ 9. Rechtsfolgen, Auseinandersetzung. (1) Die beteiligten Gemeinden regeln den 
Umfang einer freiwilligen Grenzänderung durch Vereinbarung, die der 
Genehmigung der oberen Rechtsaufsichtsbehörde bedarf. In der Vereinbarung sind 
Bestimmungen über den Tag der Rechtswirksamkeit und, soweit erforderlich, das 
neue Ortsrecht, die neue Verwaltung sowie die Rechtsnachfolge und 
Auseinandersetzung zu treffen. Verliert eine Gemeinde ihre Selbständigkeit, muß 
die Vereinbarung auch Bestimmungen über eine zu befristende Vertretung der 
aufgelösten Gemeinde bei Streitigkeiten über die Vereinbarung enthalten. 

(2) Enthält die Vereinbarung keine erschöpfende Regelung oder kann wegen 
einzelner Bestimmungen die Genehmigung nicht erteilt werden, ersucht die obere 
Rechtsaufsichtsbehörde die Gemeinden, die Mängel binnen angemessener Frist zu 
beseitigen. Kommen die Gemeinden einem solchen Ersuchen nicht nach, trifft die 
obere Rechtsaufsichtsbehörde die im Interesse des öffentlichen Wohls 
erforderlichen Bestimmungen. 

(3) Bei einer Änderung der Gemeindegrenzen durch Gesetz werden die 
Rechtsfolgen und die Auseinandersetzung im Gesetz oder durch Rechtsverordnung 
geregelt. Das Gesetz kann dies auch der Regelung durch Vereinbarung überlassen, 
die der Genehmigung nach Abs. 1 bedarf. Kommt diese Vereinbarung nicht 
zustande, gilt Abs. 2 entsprechend. Wird die Grenzänderung durch die obere 
Rechtsaufsichtsbehörde ausgesprochen, sind gleichzeitig die Rechtsfolgen und die 
Auseinandersetzung zu regeln. 

(4) Die Regelung nach Abs. 1 bis 3 begründet Rechte und Pflichten der Beteiligten 
und bewirkt den Übergang, die Beschränkung oder die Aufhebung von dinglichen 
Rechten. Die Rechtsaufsichtsbehörde ersucht die zuständigen Behörden um die 
Berichtigung der öffentlichen Bücher. Sie kann Unschädlichkeitszeugnisse 
ausstellen. 

(5) Für Rechtshandlungen, die aus Anlaß der Änderung des Gemeindegebiets 
erforderlich sind, werden öffentliche Abgaben, die, auf Landesrecht beruhen, nicht 
erhoben; Auslagen werden nicht ersetzt. 
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BeckRS 2 0 1 6 , 4 4 9 1 3 

VGH Mannheim, Beschluss vom 23 .03 .2016 - 1 S 1 2 1 8 / 1 5 

Titel: 

Bete i l i g ten fäh igke i t e iner u n t e r g e g a n g e n e n Geme inde 

Normenketten: 

VwGO § 61 Nr. 1 

VwGO § 62 Abs. 3 

GG Art 19 Abs. 4 

GG Art. 19 Abs. 4 

( VwGO § 61 Nr. 1 

VwGO § 62 Abs. 3 

Leitsatz: 

1. Eine untergegangene Gemeinde ist für einen Prozess, in dem sie 
Rechte aus dem Eingemeindungsvertrag geltend macht, durch den sie in 
einer anderen Gemeinde aufgegangen ist, als fortbestehend und damit 
als beteiligungsfähig im Sinne des § 61 Nr. 1 VwGO anzusehen 
(Bestätigung der Senatsrechtsprechung, vgl. Urteil des Senats vom 
29.3.1979 - I 1367/78 - DÖV 1979, 605). (amtlicher Leitsatz) 

Rechtsgebiete: 

Staa t s - und Ve r fassungs rech t , K o m m u n a l r e c h t , V e r w a l t u n g s v e r f a h r e n und -

prozess, Soz ia l recht 

Schlagworte: 

Bete i l i g ten fäh igke i t e iner u n t e r g e g a n g e n e n G e m e i n d e , E i n g e m e i n d u n g s v e r t r a g , 

E ing l i ede rungsve re inba rung , Prozessfäh igke i t 

Hauptschlagwort: Beteiligtenfähigkeit Eingliederungsvereinbarung Prozessfähigkeit 

Normen kette: 

Leitsatz: 

In der Verwaltungsrechtssache 

https://beck-online.beck.de/Print/CurrentMagazine?vpath=bibdata%5Ce... 02.07.2016 
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- Klägerin -

- Antragsgegnerin -

prozessbevollmächtigt: ... 

gegen 

Stadt IM,, 

vertreten durch den Oberbürgermeister, M-straße N. 

- Beklagte -

- Antragstellerin -

prozessbevollmächtigt: ... 

wegen Eingliederungsvereinbarung 

hier: Antrag auf Zulassung der Berufung 

hat der 1. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg 

am 23. März 2016 

beschlossen: 

Der An t rag der Bek lag ten au f Zu lassung der Beru fung gegen das Urtei l des 

V e r w a l t u n g s g e r i c h t s S t u t t g a r t v o m 29 . Apr i l 2015 - 7 K 5 7 / 1 4 - w i rd abge lehn t . 

Die Bek lag te t r ä g t d ie Kosten des Zu lassungsve r fah rens . 

Der S t r e i t w e r t fü r das Zu lassungsve r fah ren w i rd au f 10 .000 ,— EUR fes tgese tz t . 

Gründe 

I . Die K läger in , die f r ühe re se lbs ts tänd ige Geme inde Z. w u r d e au fg rund der 

„ V e r e i n b a r u n g übe r d ie E ing l iederung de r Geme inde Z. in d ie S tad t N ü r t i n g e n " a m 

0 1 . 0 7 . 1 9 7 4 in die bek lag te S tad t Nü r t i ngen e ingeg l i ede r t . Die 

E ing l i ede rungsve re inba rung ( im Fo lgenden : EV) b e s t i m m t in § 14 un te r der 

Übersch r i f t „ Ü b e r n a h m e der Beschä f t i g t en " : 

„ 1 4 . 1 Die in der Or t scha f t Z. t ä t i gen Bed iens te ten w e r d e n un te r W a h r u n g ihres 

Bes i tzs tands in den Dienst der S tad t Nü r t i ngen ü b e r n o m m e n . 

14 .2 Der ör t l i che Bauhof b le ib t als S t ü t z p u n k t des S t a d t b a u a m t s im S tad t te i l Z. f ü r 

d ie Pf lege des Or tsb i ldes und ähn l i che Au fgaben e r h a l t e n . Die b is lang von der 

G e m e i n d e Z. beschä f t i g ten Geme indea rbe i t e r w e r d e n w e i t e r h i n im S tad t te i l Z . 

e i ngese tz t . " 

I n § 22 EV w i rd un te r der Überschr i f t „Rege lung v o n M e i n u n g s v e r s c h i e d e n h e i t e n " 

b e s t i m m t : 

„ 2 2 . 1 Bei Me inungsve rsch iedenhe i ten über d ie A u s l e g u n g und bei 

Ä n d e r u n g s w ü n s c h e n h ins icht l ich d ieser Ve re inba rung w i r d de r S tad t te i l Z. du rch den 

Or t scha f t s ra t v e r t r e t e n . Den V e r t r e t e r nach außen und das A u s m a ß se iner 

V e r t r e t u n g s b e f u g n i s im Einzelfal l b e s t i m m t der Or t scha f t s ra t . Die V e r t r e t u n g bei 

S t re i t i gke i t en e n d e t gemäß § 9 Abs . 1 Satz 4 GemO nach Ab lau f von 10 Jahren nach 

I n k r a f t t r e t e n d ieser V e r e i n b a r u n g . . 

https://beck-online.beck.de/Print/Cun'entMagazine?vpath=bibdata%5Ce... 02.07.2016 
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2 2 . 2 I m Übr igen w i rd d ie E inha l tung d ieser V e r e i n b a r u n g durch d ie 

Rech tsau fs ich tsbehörde ü b e r w a c h t . " 

Ers t ins tanz l ich w a n d t e sich die K läger in gegen die Z u s a m m e n l e g u n g ihres Bauhofs 

m i t dem Z e n t r a l b a u h o f de r Bek lag ten und die A b s c h a f f u n g der unech ten 

Te i l o r t swah l . H ins icht l ich der unech ten Te i lo r t swah l n a h m die K läger in ihre Klage v o r 

d e m Ve rwa l t ungsge r i ch t zu rück . I n s o w e i t w u r d e das V e r f a h r e n e ingeste l l t . 

I m Übr igen s te l l te das V e r w a l t u n g s g e r i c h t m i t Urtei l v o m 2 9 . 0 4 . 2 0 1 5 (- 7 K 5 7 / 1 4 -

j u r i s ) auf die Klage de r K läger in h in fes t , dass die Bek lag te au fg rund der z u m 

0 1 . 0 7 . 1 9 7 4 in Kra f t g e t r e t e n e n E ing l i ede rungsvere inba rung ve rp f l i ch te t is t , den 

Bauhof in Z. zu e rha l t en . Z u r B e g r ü n d u n g füh r te es aus , dass die Klage zulässig se i . 

Die Kläger in sei nach § 6 1 Nr. 1 VwGO be te i l i g ten fäh ig , da Geme inden t ro t z ih rer 

Au f lösung be fug t se ien , Rechte in e inem ger ich t l i chen Rech tsschu tzve r fah ren 

ge l tend zu m a c h e n , die m i t i h rem Untergang in e i n e m u n m i t t e l b a r e n 

Z u s a m m e n h a n g s t ü n d e n . Die K läger in sei gemäß § 62 Abs . 3 VwGO prozess fäh ig , 

da sie t ro t z ih rer Au f lösung w i r k s a m du rch den Or t scha f t s ra t Z . v e r t r e t e n w e r d e . Die 

in § 2 2 . 1 EV e n t h a l t e n e Be f r i s tung de r V e r t r e t u n g könne im Hinb l ick au f A r t . 19 Abs . 

4 GG nicht dazu f ü h r e n , dass die Kläger in ihre Rechte aus d e m 

E ing l i ede rungsver t rag n icht m e h r ger ich t l i ch ge l tend m a c h e n könne . Aus § 14 EV 

fo lge die n ich t besch ränk te Ve rp f l i ch tung der Bek lag ten , den Bauhof in Z. zu 

e rha l t en . 

H iergegen w e n d e t sich die Bek lag te m i t dem Zu lassungsan t rag und m a c h t i m 

Hinbl ick auf § 124 Abs . 2 Nr. 1 VwGO g e l t e n d , d ie Klage sei mange l s 

Prozessfäh igke i t , j eden fa l l s m a n g e l s Prozess führungsbe fugn is der K läger in 

unzu läss ig . Die Rech tsp rechung , nach de r Gemeinden t r o t z ih re r Au f lösung be fug t 

se ien , Rechte in e inem ger i ch t l i chen Rech tsschu tzve r fah ren ge l tend zu m a c h e n , 

besage nichts da rübe r , wie lange d iese Befugnis der u n t e r g e g a n g e n e n Geme inde i m 

konk re ten Fall bes tehe . Die A r g u m e n t a t i o n des V e r w a l t u n g s g e r i c h t s m i t A r t . 19 Abs . 

4 GG sei n icht ü b e r z e u g e n d . Jeder Berecht ig te könne au f d ie Ausübung des 

Grundrech ts aus Ar t . 19 Abs . 4 GG w i r k s a m ve rz i ch ten . Es sei desha lb e in 

Z i rke lsch luss , w e n n das V e r w a l t u n g s g e r i c h t die Aus legung e iner Be f r i s tungs rege lung 

en tgegen i h rem W o r t l a u t m i t d e m G r u n d r e c h t beg ründe , au f das die Parteien nach 

Ab lau f e iner Zehn jah res f r i s t h ä t t e n verz ich ten wo l l en . Die Parte ien hä t ten nach 

Ab lau f der Zehn jah res f r i s t d ie Kon t ro l l e de r Ve re inba rung au f d ie Rechtsaufs ich t 

beschränk t . Z u d e m solle der E ingeme indungsprozess e inen i n teg ra t i ven C h a r a k t e r 

haben . Es en tsp reche d a h e r auch dem Sinn und Zweck e iner 

E ing l i ede rungsve re inba rung , das A u f t r e t e n von Rech tss t re i t i gke i ten ze i t l ich zu 

be f r i s ten . Auch in der Sache seien e rns t l i che Zwei fe l i. S. d . § 124 Abs. 2 Nr. 1 

VwGO gegeben , da eine unbe f r i s t e te Bes tandsgaran t ie f ü r den Bauhof in Z. n ich t 

bes tehe . Die Aus legung des § 14 EV durch das V e r w a l t u n g s g e r i c h t überzeuge n ich t . 

Der W o r t l a u t de r Regelung sei n ich t e i ndeu t i g . Eine unbe f r i s t e te Bes tandsgaran t i e 

könne dem W o r t l a u t n icht e n t n o m m e n w e r d e n , da es an e ine r F o r m u l i e r u n g , dass 

de r Bauhof d a u e r h a f t e rha l ten w e r d e , feh le . Die sys tema t i sche Aus legung s tü t ze d ie 

Au f fassung der Bek lag ten , dass e ine unbe f r i s te te Ve rp f l i ch tung zu r Erha l tung des 

Bauhofs n icht ü b e r n o m m e n w o r d e n se i . Die Verp f l i ch tung sei au f d ie bis lang von der 

https://beck-online.beck.de/Print/Cun-entMagazine?vpath=bibdata%5Ce... 02.07.2016 
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Geme inde Z. Beschä f t i g ten beschränk t . Dies fo lge aus d e m G e s a m t z u s a m m e n h a n g 

der Regelung u n t e r § 14.2 EV und aus d e m Verg le ich m i t § 15 EV und § 17 EV, in 

denen der Bes tand der do r t genann ten I ns t i t u t i onen Feue rweh r und Schule g e n a n n t 

w e r d e , die E rha l t ung der I ns t i t u t i on aber ge rade n ich t m i t e iner Garant ie f ü r d ie 

Ü b e r n a h m e v o n Mi ta rbe i te rn v e r k n ü p f t we rde . Aus de r Rege lung in § 8.2 Nr. 10 EV 

der E ing l i ede rungsve re inba rung über die Bedeu tung de r Pflege des Ortsbi ldes k ö n n e 

n ichts fü r d ie B e d e u t u n g des Bauhofs he rge le i te t w e r d e n , da sich ve rg le i chbare 

Fo rmu l i e rungen in den Ve re inba rungen m i t ande ren e i ngeme inde ten G e m e i n d e n 

f ä n d e n . Auch S inn und Zweck der E ing l i ede rungsve re inba rung sprächen fü r d ie 

Aus legung de r Bek lag ten . Z u d e m bes tünden besonde re rech t l i che Schwie r igke i ten 

im Sinne von § 124 Abs. 2 Nr. 2 VwGO. Das V e r w a l t u n g s g e r i c h t habe sich g e n ö t i g t 

gesehen , die Rege lung des § 2 2 . 1 der E ing l i ede rungsve re inba rung en tgegen i h r e m 

W o r t l a u t un te r Heranz iehung von Rechtsprechung a n d e r e r Ger ich te auszu legen. I n 

de r L i te ra tur sei u m s t r i t t e n , wie Be f r i s tungs rege lungen auszu legen seien. Auch d ie 

Aus legung des § 14 .2 EV umfasse schwier ige Rech ts f ragen . Das zeige sich d a r a n , 

dass sowohl d ie Bek lag te als auch das Reg ie rungsp räs id ium eine andere Au f fassung 

v e r t r e t e n w ü r d e n als das Ve rwa l t ungsge r i ch t . Z u d e m l iege der Zu lassungsgrund des 

§ 124 Abs. 2 Nr. 3 VwGO vor . 

D e m Zu lassungsan t rag der Bek lagten ist d ie K läger in e n t g e g e n g e t r e t e n . 

I I . Der rech tze i t i g ges te l l te und beg ründe te A n t r a g au f Zu lassung der Beru fung ha t 

ke inen Er fo lg. 

Aus den von der Bek lag ten da rge leg ten Gründen bes tehen ke ine ernst l ichen Zwe i fe l 

an der R ich t igke i t des ange foch tenen Urte i ls . Die Da r l egung erns t l i cher Zwei fe l i m 

S inne des § 124 Abs . 2 Nr. 1 VwGO e r fo rde r t , dass ein d ie Entscheidung des 

V e r w a l t u n g s g e r i c h t s t r a g e n d e r Rechtssatz ode r e ine f ü r diese Entsche idung 

erheb l iche Ta tsachen fes t s te l l ung m i t sch lüss igen G e g e n a r g u m e n t e n in Frage ges te l l t 

w i rd (BVer fG, Besch l . v . 2 3 . 0 6 . 2 0 0 0 - 1 BvR 8 3 0 / 0 0 - VBIBW 2 0 0 0 , 3 9 2 ; VGH B a d . -

W ü r t t . , Beschl . v . 0 3 . 0 5 . 2 0 1 1 - 10 S 3 5 4 / 1 1 - VBIBW 2 0 1 1 , 4 4 2 ) . Dazu m ü s s e n 

z u m einen die angeg r i f f enen Rechtssätze oder Ta tsachen fes t s te l l ungen - z u m i n d e s t 

im Kern - z u t r e f f e n d he rausgearbe i te t we rden (VGH B a d . - W ü r t t , Beschl . v . 

1 1 . 0 8 . 1 9 9 9 - 6 S 9 6 9 / 9 9 - j u r i s ) . Z u m anderen s ind sch lüss ige Bedenken g e g e n 

diese Rechtssätze oder Ta tsachen fes ts te l l ungen a u f z u z e i g e n , wobei sich d e r 

D a r l e g u n g s a u f w a n d im Einzelfal l nach den U m s t ä n d e n des j ewe i l i gen Ve r fah rens 

r i ch te t (VGH B a d . - W ü r t t . , Beschl . v. 1 1 , 0 8 . 1 9 9 9 , a. a. O . , und v. 27 .02 .1998 - 7 S 

2 1 6 / 9 8 - VBIBW 1998 , 378 m. w. N.) , i nsbesonde re nach Umfang u n d 

Begründungs t i e fe der En tsche idung des V e r w a l t u n g s g e r i c h t s , Der Zu lassungsg rund 

l iegt vor , w e n n e ine Übe rp rü fung des da rge leg ten V o r b r i n g e n s au fg rund der A k t e n 

e rg ib t , dass e rns t l i che Zwe i fe l an der R ich t igke i t des ange foch tenen Ur te i ls 

ta tsäch l ich b e s t e h e n . Dies ist h ier n icht der Fall. 

Zu Recht ha t das V e r w a l t u n g s g e r i c h t ausge füh r t , dass d ie Klage zulässig ist. Die 

Kläger in ist nach § 6 1 Nr. 1 VwGO be te i l i g ten fäh ig , da Geme inden t ro tz i h r e r 

Au f lösung be fug t s i nd , Rechte in e i nem ger ich t l i chen Rech tsschu tzve r fah ren ge l t end 

zu m a c h e n , d ie m i t i h rem Un te rgang in e i n e m u n m i t t e l b a r e n Z u s a m m e n h a n g 

s tehen . Hierzu ha t de r Senat bere i ts im Urtei l v o m 2 9 . 0 3 . 1 9 7 9 - I 1 3 6 7 / 7 8 - DÖV 
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1 9 7 9 , 605 u. a. a u s g e f ü h r t : 

„ N a c h e iner s t änd igen ve r fassungsger i ch t l i chen Rech tsp rechung s ind G e m e i n d e n 

t r o t z ih re r Au f l ösung be fug t , die Rechte in e i nem ger i ch t l i chen 

Rech tsschu tzve r fah ren ge l tend zu m a c h e n , d ie m i t i h r e m Un te rgang in e i n e m 

u n m i t t e l b a r e n Z u s a m m e n h a n g s tehen. . .Entgegen de r Ans ich t der Bek lag ten und der 

Landesanwa l t scha f t besch ränk t sich diese Befugn is n ich t auf das Recht , den A k t , de r 

den Un te rgang he rbe ige füh r t ha t , m i t den da fü r gebo tenen Rechtsbehe l fen 

a n z u g r e i f e n ; sie e r fass t v i e l m e h r auch S t re i t i gke i t en u m Rechts fo lgen , die in d e m 

E ing l i ede rungsve r t rag als Gegen le is tungen da fü r v e r e i n b a r t wo rden s ind , dass die 

Geme inde ihre Se lbs t s tänd igke i t au fg ib t ... Der Rechtsschutz der u n t e r g e g a n g e n e n 

Geme inde wä re in e iner ve r fassungsrech t l i ch bedenk l i chen Weise l ückenha f t , w e n n 

es ih r v e r w e h r t b l i ebe , Rechte und Pf l ich ten, d ie ve r t rag l i ch als Gegen le is tung da fü r 

ausgehande l t w u r d e n , dass sie f re iwi l l ig ihre Se lbs t s tänd igke i t au fgegeben ha t , m i t 

de r Hil fe von Ger ich ten du rchzuse tzen ... Die A n n a h m e , d iese ve r t rag l i chen Rechte 

w ü r d e n durch d ie Ve re in igung be ider V e r t r a g s p a r t n e r in e iner j u r i s t i s chen Person, 

d ie ebenfa l ls V e r t r a g s g e g e n s t a n d ist , bere i ts m i t d e m I n k r a f t t r e t e n des V e r t r a g s 

gegens tands los , wei l es an e inem ,Kläger ' f eh l t , der in der Lage is t , s ie 

du rchzuse t zen , w ü r d e de ra r t i ge Ve re inba rungen von vo rnhe re in j e d e n Wer tes 

berauben. . .Ke ine en tsche idende Bedeu tung f ü r d ie Be te i l i gungs fäh igke i t der 

u n t e r g e g a n g e n e n Rechtspersön l i chke i t in e i nem so lchen Rechtss t re i t ha t - w ie sich 

aus der Rech tsp rechung des Bundesve r fassungsger i ch ts e rg ib t , das den Fre is taat 

Coburg zu r W a h r n e h m u n g se iner Rechte aus d e m 1920 gesch lossenen 

S taa t sve r t r ag m i t d e m Freis taat Bayern noch m e h r als 50 Jahre nach d e m 

Ver t ragsabsch luss als f o r t bes tehend angesehen ha t der ze i t l iche A b s t a n d 

zw ischen der A u f g a b e de r Existenz und d e m Ents tehen des St re i ts u m d ie 

ve r t rag l i ch v e r e i n b a r t e n Rechte. Unerheb l ich ist f ü r die Frage de r 

Be te i l i gungs fäh igke i t der f r ühe ren G e m e i n d e T. auch der Hinweis de r 

Landesanwa l t scha f t au f die im § 9 Abs. 1 Satz 4 GO ge t ro f f ene Rege lung. Schon der 

W o r t l a u t d ieser B e s t i m m u n g , der von e iner be f r i s te ten V e r t r e t u n g ' de r 

e ingeg l ieder ten G e m e i n d e bei S t re i t i gke i ten über d ie E ing l i ede rungsve re inba rung 

sp r i ch t , deu te t d a r a u f h in , dass der Gesetzgeber m i t d e m E ing l iederungsausschuss 

n ich t eine neue Rech tspersön l i chke i t geschaf fen h a t , d ie fü r e ine Übergangsze i t an 

die Stel le de r au fge lös ten Geme inde t r e t e n so l l , u m deren Rechte g e l t e n d zu 

m a c h e n . D iesem W o r t l a u t des Gesetzes en t sp r i ch t auch die im § 24 Nr. 2 des 

E ing l i ede rungsve r t rags ge t ro f f ene Rege lung , nach d e r , d i e b isher ige G e m e i n d e T. bis 

z u m 1 .7 .1981 v o n e inem Ko l leg ium von f ü n f Bü rge rn des S tad t te i l s T. v e r t r e t e n ' 

w i r d . Der W o r t l a u t der be iden m i t e i n a n d e r k o r r e s p o n d i e r e n d e n B e s t i m m u n g e n lässt 

nu r den Sch luss z u , dass von d e m For tbes tand de r durch den Ve r t r ag 

u n t e r g e g a n g e n e n Geme inde f ü r S t re i t i gke i ten aus d e m Ve r t r ag auszugehen is t , und 

dass m i t der im § 9 Abs. 1 Satz 4 GO ge t ro f f enen Rege lung ein Organ gescha f fen 

w e r d e n so l l te , das die insowei t f o r t b e s t e h e n d e f r ü h e r e Geme inde ans te l le des 

Geme inde ra t s ode r des Bü rge rme i s te r s , die be ide als Organe n icht m e h r v o r h a n d e n 

s i nd , ve r t r e ten so l l . Nur dieses am W o r t l a u t o r i en t i e r t e Vers tändn is des § 9 Abs . 1 

Satz 4 GO w i rd auch dem Sinn und Zweck e iner so lchen Regelung ge rech t . " (Ur t . v . 

2 9 . 0 3 . 1 9 7 9 , a. a. 0 . ; bes tä t i g t durch Sena tsu r t . v . 2 7 . 0 6 . 1 9 8 3 - 1 S 6 3 4 / 8 1 - ; v g l . 
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auch Sena tsu r t . v , 1 1 . 0 9 . 1 9 7 8 - I 2 4 4 3 / 7 7 - j u r i s ) . 

Diese Grundsä tze ge l ten auch hier. Für e inen durch die E ing l i ede rungsve re inba rung 

e rk lä r ten Verz ich t au f d ie Ausübung des Grundrech ts aus A r t . 19 Abs . 4 GG feh len 

A n h a l t s p u n k t e . Wie bere i ts das Ve rwa l t ungsge r i ch t zu t r e f f end darge leg t h a t , spr ich t 

bere i ts die du rch die E ing l i ede rungsvere inbarung e r fo lg te E in füh rung de r 

Or t scha f t sve r fassung - die gemäß § 73 Abs. 3 GemO nu r m i t Z u s t i m m u n g des 

Or tscha f t s ra ts w iede r abgescha f f t w e r d e n kann - dagegen a n z u n e h m e n , d ie 

G e l t e n d m a c h u n g von Rechten aus der E ing l i ede rungsve re inba rung sol le n ich t m e h r 

mög l i ch se in . Die m i t de r E ing l i ede rungsvere inba rung ge t ro f f enen Rege lungen z u m 

Erhal t von E in r i ch tungen in Z . , z. B. zum Bauhof , zur Feuerwehr , zu 

K inde rga r t enp lä t zen , z u m Besta t tungswese;n , wä ren in ih rer Bedeu tung wesen t l i ch 

g e m i n d e r t , wenn es de r ehema l i gen Geme inde Z. n icht mög l i ch w ä r e , d ie E inha l tung 

d ieser Ve rp f l i ch tungen aus de r E ing l i ede rungsvere inba rung ger ich t l i ch übe rp rü fen zu 

lassen. Für e inen so lchen Wi l len de r dama l igen Ve r t r agspa r t e i en ist n ichts 

e rkennbar . Er e rg ib t sich insbesondere auch n icht aus § 22 EV und der in d ieser 

B e s t i m m u n g e n t h a l t e n e n Bef r i s tung de r V e r t r e t u n g s r e g e l u n g der ehema l i gen 

Geme inde Z. . Für e ine ve rg le i chbare B e s t i m m u n g hat de r Sena t im Urte i l v o m 

2 7 . 0 6 . 1 9 8 3 - 1 S 6 3 4 / 8 1 - ausge füh r t : 

„ D i e Klägerin bes i tz t f ü r das anhäng ige Ver fah ren auch die Prozessfäh igke i t (§ 62 

Abs . 2 V w G O ) . Dies kann insbesondere n ich t dadurch in Frage ges te l l t w e r d e n , dass 

de r zu ihrer V e r t r e t u n g be ru fene E ing l iederungsausschuss nach § 24 Nr. 2 der 

E ing l i ede rungsve re inba rung die u n t e r g e g a n g e n e Geme inde ledig l ich bis 1 .7 .1981 

v e r t r e t e n sol l . Bei de r ve r t rag l i chen Ausges ta l t ung der Ve r t r e t ungsbe fugn i s s ind die 

Ver t ragspar te ien ers ich t l i ch davon a u s g e g a n g e n , dass bis z u m genann ten Z e i t p u n k t 
S t re i t i gke i ten aus de r E ing l i ede rungsabw ick lung n icht m e h r bes tehen w ü r d e n und desha lb auch e ine V e r t r e t u n g de r ehema l i gen Geme inde über d iesen Z e i t p u n k t h inaus n icht m e h r e r fo rde r l i ch ist . Hä t ten die Ve r t ragspa r te ien auch die Mög l ichke i t e r w o g e n , dass sich Ause inande rse t zungen aus Anlass des Ver t rages übe r den genann ten Z e i t p u n k t h inaus e rgeben k ö n n t e n , hä t ten sie jeden fa l l s f ü r so lche S t re i t i gke i t en , d ie i nne rha lb des Z e i t r a u m e s zwischen Ver t ragsabsch luss und Beend igung der V e r t r e t u n g s b e f u g n i s e n t s t a n d e n , j e d o c h n ich t vo r d e m 1 .7 .1981 bere in ig t s ind , d ie w e i t e r b e s t e h e n d e V e r t r e t u n g de r e h e m a l i g e n Geme inde durch den E ing l iederungsausschuss ve r t rag l i ch gerege l t . Eine insowe i t e rö f f ne te e r g ä n z e n d e Ver t ragsaus legung 1 . . . f ü h r t dazu , dass nach den ve r t rag l i chen B e s t i m m u n g e n de r E ing l i ede rungsve re inba rung jeden fa l l s f ü r d ie a n g e f ü h r t e n S t re i t i gke i ten von e iner über den genann ten Z e i t p u n k t h inaus re i chenden Ve r t r e tungsbe fugn i s des E ing l iederungsausschusses auszugehen ist. Die A n n a h m e e iner we i t e rbes tehenden V e r t r e t u n g s m a c h t des g e n a n n t e n Ausschusses im vo r l i egenden Z u s a m m e n h a n g w ide rsp r i ch t auch n ich t § 9 Abs . 1 S. 4 GO. Diese Vorsch r i f t rege l t led ig l ich a l l geme in , dass e ine bef r is te te V e r t r e t u n g der ehema l i gen Geme inde bei S t re i t i gke i t übe r die E ing l i ede rungsve re inba rung zu er fo lgen ha t . Die Be f r i s tung der V e r t r e t u n g w i r d h ingegen n icht ge rege l t ; sie b le ib t v i e l m e h r der j ewe i l i gen ve r t rag l i chen Regelung v o r b e h a l t e n . " (Ur t . v. 2 7 . 0 6 . 1 9 8 3 - 1 S 6 3 4 / 8 1 - ; ebenso zu § 9 Abs . 1 Satz 4 G e m O : Aker , i n : A k e r / H a f n e r / N o t h e i s , G e m O , G e m H V O , § 9 GemO Rn. 1 8 ; a.A. K u n z e / B r o n n e r / K a t z , G e m O , § 9 Rn. 19 < S t a n d : 
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S e p t e m b e r 1 9 8 5 > ) 

Eine solche e r g ä n z e n d e Ver t ragsaus legung ist auch im vo r l i egenden Fall, in d e m die 

S t re i t i gke i t zw ischen den Betei l ig ten nach Ab lau f der in § 2 2 . 1 EV b e s t i m m t e n Frist 

von zehn Jah ren en t s t anden ist , v o r z u n e h m e n . Denn die be iden Gemeinden haben 

h ier m i t de r E ing l i ede rungsvere inba rung den d a u e r h a f t e n Bestand ve rsch iedener 

I n s t i t u t i o n e n in Z . gerege l t , ohne den Erha l t d ieser E in r ich tungen zei t l ich zu 

be f r i s ten . Dies sp r i ch t - auch anges ich ts de r im Übr igen vo rgesehenen 

Ü b e r p r ü f u n g s m ö g l i c h k e i t durch die Rech tsau fs i ch tsbehörde und der a l l geme inen 

E r w ä g u n g , dass es Zweck e iner E ingeme indung ist , e ine neue I d e n t i t ä t de r 

E inhe i t sgeme inde zu schaf fen - fü r e inen Wi l len der Be te i l i g ten , im Zwei fe l auch e ine 

Mög l ichke i t f ü r be ide Bete i l ig ten v o r z u s e h e n , Rechte und Pfl ichten aus de r 

Ve re i nba rung ger i ch t l i ch überp rü fen zu lassen. Die Be te i l i g ten - und Prozessfäh igke i t 

de r K läger in u n t e r l i e g t dahe r keinen Zwe i f e l n . 

Ernst l iche Zwe i fe l an der Richt igkei t der En tsche idung des Ve rwa l t ungsge r i ch t s 

bes tehen auch n i ch t , sowe i t dieses e inen Ansp ruch der K läger in auf Fes ts te l l ung , 

dass der Bauho f in Z. zu e rha l ten und zu be t re iben ist , b e j a h t hat . Au f die G r ü n d e 

der a n g e f o c h t e n e n Entsche idung w i rd zu r V e r m e i d u n g v o n Wiede rho lungen Bezug 

g e n o m m e n (§ 122 Abs. 2 Satz 3 V w G O ) . Z u m ' Zu lassungsvo rb r i ngen ist 

a u s z u f ü h r e n : Z u t r e f f e n d hat das V e r w a l t u n g s g e r i c h t en t sch ieden , dass e ine 

E inschränkung de r Verp f l i ch tung zur Erha l tung des Bauhofs in Z. dah ingehend , dass 

ledigl ich e ine Rege lung zuguns ten de r z u m Z e i t p u n k t des Abschlusses de r 

E ing l i ede rungsve re inba rung im Bauhof beschä f t i g ten G e m e i n d e m i t a r b e i t e r g e t r o f f e n 

w e r d e n so l l te , n i ch t bes teh t . Der W o r t l a u t von § 14 .2 EV en thä l t eine so lche 

E inschränkung g e r a d e n i ch t ; d ie Regelung g e h t ers ich t l i ch v o n e iner unbe f r i s te ten 

Ve rp f l i ch tung aus . Die Ta tsache , dass in § 1 4 . 1 EV die Ü b e r n a h m e der in Z. t ä t i g e n 

Bed iens te ten in den Dienst der Stadt Nü r t i ngen und in § 14 .2 Satz 2 EV der Einsatz 

der b is lang von der Geme inde Z. im Bauho f beschä f t i g ten G e m e i n d e m i t a r b e i t e r 

ge rege l t w i r d , ä n d e r t h ieran n ichts. Denn die Ve rp f l i ch tung zur Erha l tung des 

Bauhofs in § 14 .2 Satz 1 EV s teh t se lbs ts tänd ig neben diesen Rege lungen . 

Anges ich ts d ieser Rege lungss t ruk tu r k o m m t auch d e m U m s t a n d , dass d ie 

Überschr i f t des § 14 „ Ü b e r n a h m e der Beschä f t i g t en " l au te t , ke ine aussch laggebende 

Bedeu tung z u . A u c h d ie Regelungen in § 15 EV z u m Schu lwesen und in § 17 EV z u m ' 

Feuer löschwesen sp rechen en tgegen d e m Z u l a s s u n g s v o r b r i n g e n im Wege der 

sys tema t i schen A u s l e g u n g fü r eine unbe f r i s te te Ve rp f l i ch tung zur Erha l tung des 

Bauhofs . Keine de r Rege lungen zum Schutz v o n I n s t i t u t i o n e n in Z. in §§ 14 , 15 , 17 

EV en thä l t e ine ze i t l i che Beschränkung de r von der Bek lag ten ü b e r n o m m e n e n 

V e r p f l i c h t u n g e n . Die Regelungen zum Erhal t des Bauhofs in § 14.2 Satz 2 EV und 

z u m Erhal t de r Feue rweh r in § 17 EV en tsp rechen sich inha l t l i ch . I m Hinbl ick au f 

den Bauhof v e r e i n b a r t e n die Gemeinden dama ls d ie zusä tz l i che Verp f l i ch tung z u m 

Einsatz der v o n der Geme inde Z. beschä f t i g ten Geme indea rbe i t e r in d iesem 

S tad t te i l . 

Die Rechtssache we is t n icht d ie von der Bek lag ten ge l tend g e m a c h t e n besonderen 

recht l i chen Schw ie r i gke i t en auf. Die A n n a h m e besondere r rech t l i cher 

Schw ie r igke i ten i m Sinne des § 124 Abs . 2 Nr. 2 VwGO se tz t vo raus , dass de r 

Rechtssache n ich t nu r a l lgemeine oder du rchschn i t t l i che Schw ie r i gke i ten 
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z u k o m m e n . V i e l m e h r muss sich der k o n k r e t zu en tsche idende Fall in rech t l i che r 

H ins ich t von d e m S p e k t r u m der in ve rwa l t ungsge r i ch t l i chen V e r f a h r e n zu 

en tsche idenden St re i t fä l le abheben (s t . Rspr. , v g l . VGH B a d . - W ü r t t . , Besch l . v . 

2 2 . 0 4 . 1 9 9 7 - 14 S 9 1 3 / 9 7 - VBIBW 1 9 9 7 , 2 9 8 ; Beschl . v. 0 7 . 0 1 . 1 9 9 8 - 7 S 3 1 1 7 / 9 7 

- NVwZ-RR 1 9 9 8 , 3 7 1 ; Beschl. v. 1 1 . 0 8 . 1 9 9 9 - 6 S 9 6 9 / 9 9 - j u r i s ) , d . h. er muss 

ü b e r d u r c h s c h n i t t l i c h e , das no rma le Maß n ich t unerheb l ich übe rsch re i t ende 

Schw ie r i gke i t en ve ru rsachen ( K o p p / S c h e n k e , V w G O , 17 . Au f l . , § 124 Rn. 9 ) . Daran 

feh l t es hier. Die en tsche idungserheb l i chen Rech ts f ragen sind auf de r G rund lage de r 

bes tehenden gesetz l i chen Regelungen und der vo r l i egenden Rech tsp rechung und 

du rch A u s l e g u n g der hier s t re i t i gen E ing l i ede rungsve re inba rung ohne 

übe rdu rchschn i t t l i che Schwie r igke i ten zu lösen. 

An e ine r g rundsä tz l i che Bedeutung de r Rechtssache im Sinne von § 124 Abs . 2 Nr. 3 

VwGO feh l t es. Eine solche k o m m t e iner Rechtssache nur dann z u , w e n n das 

e r s t r eb te w e i t e r e Ger i ch tsve r fah ren zu r B e a n t w o r t u n g von 

en tsche idungse rheb l i chen konk re ten Rechts f ragen oder im Bere ich der 

Ta t sachen fes t s te l l ungen nicht gek lä r t en Fragen m i t über den Einzelfal l 

h i naus re i chende r T ragwe i t e be i t ragen k ö n n t e , die im In te resse der E inhe i t l i chke i t 

der Rech tsp rechung oder der W e i t e r e n t w i c k l u n g des Rechts höhe rge r i ch t l i che r 

K lä rung b e d ü r f e n . Die Dar legung d ieser Vo rausse tzungen ve r l ang t , dass u n t e r 

D u r c h d r i n g u n g des St re i t s to f fes des e rs t ins tanz l i chen Urte i ls eine k o n k r e t e Rechts ­

oder Ta t sachen f rage au fgeze ig t , d . h. b e n a n n t w i r d , d ie fü r die En tsche idung des 

V e r w a l t u n g s g e r i c h t s t ragend wa r und die auch fü r die En tsche idung im 

B e r u f u n g s v e r f a h r e n erhebl ich sein w i r d , und dass ein Hinweis au f den Grund 

gegeben w i r d , de r ihre A n e r k e n n u n g als g rundsä tz l i ch bedeu tsam r e c h t f e r t i g e n sol l 

( vg l . VGH B a d . - W ü r t t . , Beschl . v. 0 5 . 0 6 . 1 9 9 7 - 4 S 1 0 5 0 / 9 7 - VBIBW 1 9 9 7 , 4 2 0 m . 

w. N . ; Beschl . v. 1 9 . 0 8 . 2 0 1 0 - 8 S 2 3 2 2 / 0 9 - Z fWG 2 0 1 0 , 4 2 4 ) . Daran feh l t es hier . 

Die von der Bek lag ten au fgewo r f ene Frage, ob „ d e r O r t scha f t s ra t e iner 

e ingeg l i ede r ten G e m e i n d e auch nach Ab lau f der in der E ing l i ede rungsve re inba rung 

ge rege l ten Frist f ü r die Ve r t r e tung bei S t re i t i gke i t en e ine zuläss ige Klage f ü r d ie 

e ingeg l ieder te Geme inde e rheben k a n n , insbesondere ob e ine 

P rozess füh rungsbe fugn is des Or tscha f t s ra ts bes teh t , " ist berei ts durch das Ur te i l des 

Senats v o m 2 7 . 0 6 . 1 9 8 3 gek lä r t . 

Die Kos tenen t sche idung fo lg t aus § 154 Abs . 2 VwGO. Die Fes tse tzung des 

S t re i twe r t s b e r u h t au f § 63 Abs. 2 Satz 1 , § 47 Abs . 1 , § 52 Abs. 1 GKG. 

Dieser Beschluss is t unan fech tba r (§ 152 Abs . 1 V w G O ) . 
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